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Lieber Leser!

Der Evangelische Arbeitskreis trägt die der Union
aufgegebene Verantwortung für den geistig-politi-
schen Klärungsprozeß in unserer Gesellschaft mit.
Unter dem Eindruck der Ermordung von Hans-
Martin Schleyer und dem immer deutlicher werden-
den Generalangriff des Terrorismus auf unseren
Staat habe ich auf unserer Landestagung im Herbst
des Jahres 77 in Neuss die Frage gestellt: Wann
wird die Evangelische Kirche wohl einmal eine Denk-
schrift veröffentlichen, in der unser Staat und unsere
freiheitliche Gesellschaftsordnung ein Wort der An-
erkennung, Unterstützung und der gebotenen Ver-
teidigung erfahren?

In der Zwischenzeit ist eine gewisse Veränderung
erfolgt. Als sich der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland zum Terrorismus äußerte, wurde erst-
mals, wenn auch noch zaghaft, ein ermutigendes Wort
für diesen unseren freiheitlichen Staat hörbar. In
einer gerade veröffentlichten Denkschrift zum Thema
„Leistung und Wettbewerb" hat die EKD ein klares
Bekenntnis zu den Grundsätzen der sozialen Markt-
wirtschaft abgelegt. Auch wenn dies die Befürworter
eines Weges zum Sozialismus nicht wahrhaben wol-
len.

Auf der gerade beendeten Synode der EKD in
Bethel wurde die „Sinnkrise der Erziehung" entdeckt
und Antwort auf die Frage nach dem Sinn und Ziel
der doch viele Jahre als überflüssig angesehenen Er-
ziehung gesucht. „Schule soll wieder Spaß machen".
Schließlich hat sich die Synode der Evangelischen
Kirche im Rheinland, wie schon erwähnt, gegen die
Koop-Schule und für die Erziehung entschieden. Hier
kündigt sich auf dem Trümmerfeld, das uns die
Ideologen der Kulturrevolution hinterlassen haben,
die Bereitschaft verantwortlich denkender Menschen
an, Einsicht zu gewinnen, wie die Folgen einer zer-
störten Bildungslandschaft beseitigt werden können.

Terrorismus, wachsende Kinder- und Jugendkrimi-
nalität, Fehler im Sozialverhalten, Flucht in die Radi-
kalität oder die Droge oder in eine neue Innerlichkeit
bis zu der Konsequenz der totalen Anpassung an

eine autoritär geführte Gemeinschaft oder die Unter-
werfung bis unter die tödlichen Zwänge einer pseudo-
religiösen Kultgemeinschaft sind nicht mehr zu über-
sehende Erscheinungen unserer Gesellschaft.

Mußte es erst zu einer solchen Krise kommen? Ent-
decken wir nicht in dem Aufstand der Irrationalität,
wie er sich in dem Anschluß junger Menschen an
pseudoreligiöse Führer oder der eschatologischen
Zielsetzung des deutschen Terrorismus, auf den Doff
Sternberger kürzlich hingewiesen hat, zeigt, eine
fatale Ähnlichkeit zu der vor 50 Jahren in Deutsch-
land erhobenen Forderung des totalen Gehorsams
gegenüber einem Führer, der vorgab, ein tausend-
jähriges Reich aufzurichten? Als vor Jahren warnende
Stimmen darauf hinwiesen, daß der neomarxistische
Ansatz in weiten Bereichen der sogenannten Bil-
dungsreform den Menschen nicht mehr Freiheit,
schon gar nicht mehr berufliche Entfaltungschancen
bringen würde, wurden sie als reaktionär verteufelt.
Viele junge Menschen sind unserem Staat entfremdet,
fühlen sich unsicher, weil sie empfinden, daß die
Schule sie nicht ausreichend auf die Lebenswirklich-
keit vorbereitet hat und ihr künftiger Berufs- und
Lebensweg unbestimmbar geworden ist. Verbürokra-
tisierung der Schule, überzogene Leistungsansprüche
auf dem intelektueilen Gebiet, Vernachlässigung der
praktischen Begabung und der Verzicht auf die Pflege
sozialer Begegnung haben unsere Schulen un-
menschlicher gemacht.

Aber wenn Erziehung und Bildung zum Leben,
zum Bestehen in der Lebenswirklichkeit wieder an
die erste Stelle der Bildungspolitik treten sollen,
dann reicht es nicht aus, den Schutt der vergangenen
Jahre abzuräumen. Die sich abzeichnenden Gefahren
erfordern eine tiefer gehende Auseinandersetzung.
Wenn auch die politische Verantwortung für diejeni-
gen in SPD und F.D.P. nicht übersehen werden darf,
die mit den Mitteln der politischen Führung die zer-
störerischen Entwicklungen im Bildungswesen im

EAK-Bundestagung 79 — 2. bis 4. März In Wuppertal.
Die Einladung finden Sie In der Mitte dieses Heftes.



Interesse des Erwerbs und des Erhalts der Regie-
rungsmacht hervorgerufen, zumindest aber begün-
stigt und geduldet haben, so darf die notwendige
Auseinandersetzung nicht in vordergründiger Pole-
mik und persönlicher Beschimpfung steckenbleiben,
von der sich die Bürger ohnehin nur angewidert ab-
wenden, weil sie sich hiervon zu Recht keine Lösung
der Probleme versprechen.

Im Kern der Auseinandersetzung um eine neue
Politik muß daher das Bemühen stehen, wie das all-
gemeine Verantwortungsbewußtsein gestärkt werden
kann, wie fehlende Maßstäbe zurückgewonnen wer-
den können und wie ein politisches Ordnungsgefüge
wieder hergestellt werden kann, das dem einzelnen
wie den Gruppen Räume zur freien Entfaltung öffnet.
Unsere Gegenwart und Zukunft darf nicht in der
Oberbürokratisierung aller Lebensbereiche ersticken.

Wenn die Aufgabe der Kriegsgeneration darin be-
standen hat, der Bundesrepublik Deutschland in den
ersten 30 Jahren nach dem Krieg die innere Stabilität
zu geben, dann ist es die Aufgabe unserer Gene-
ration, den politischen und kulturellen Aufbau unse-
res Staates zum zweiten Male zu vollziehen und der
Bundesrepublik Deutschland die politische, soziale
und kulturelle Stabilität für die Zukunft zu sichern.
Das bedeutet zuallererst, Bekenntnis abzulegen zu
unserem Staat, ohne wenn und ohne aber!

Diese politische Ordnung muß den Raum wieder
herstellen, daß Familien ihren Erziehungsauftrag er-
füllen können. Astrid Lindgren, die 1978 mit dem
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels ausge-
zeichnet wurde, hat in ihrer eindrucksvollen Rede in
der Frankfurter Paulskirche mahnend erklärt, daß
Kinder mit Liebe durch das lebendige Beispiel er-
zogen werden müssen. Überzeugender kann der Be-
griff auf Familie und Ehe, die offiziell in unserem
Lande als Sozialagentur und beliebig aufkündbarer
Sexual- und Versorgungsverband beschrieben wur-
den, nicht zurückgewiesen werden. Nun gilt es, die
Offensive für die Familie zu eröffnen. Das ist mehr als
die Ablehnung des neuen wiederum die Familie be-
hindernden und schädigenden Jugendhilferechts der
Bundesregierung, durch das erneut Mißtrauen zwi-
schen Eltern und Kindern gesät wird. Aufbrechen
und Umdenken ist die Aufgabe, bei der die Union
eine leitende, führende Verpflichtung hat. Wir müssen
uns auch ernsthaft Gedanken darüber machen, wie
das Mißtrauen, das vor allem zahlreiche junge Bürger

Dr. Hans-Ulrich Klose, MdL, ist Vorsitzender des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU Rheinland sowie Mitglied der rheinischen
Lendessynode; des weiteren gehört er u. a. dem Vorstand der CDU
Rheinland an.

— besonders im evangelischen Bereich — gegen
unseren Staat entwickelt haben, wieder abgebaut
wird. So unsinnig die Diffamierung unseres Staates
als „Schnüffelstaat" ist, viele junge Menschen sind
dieser Propaganda-These erlegen, und es bedarf
langer, sachlicher Oberzeugungsarbeit, den Unsinn,
den die Gegner der Demokratie predigen, als das
wieder verständlich zu machen, was er ist: Verleum-
dung des freiheitlichsten Staates, der je auf deut-
schem Boden entstanden ist.

Wenn die schleichende Krise der Bundesrepublik,
der sich unter einer scheinbar ruhigen Oberfläche
vollziehende Abbau herkömmlicher Wertvorstellungen
erkannt ist, dann ist es Zeit, nach den Zeichen der
Hoffnung zu sehen. Mut zur Erziehung, zum Leben,
zum Beruf, zum Dienst am Nächsten sind solche
Hoffnungszeichen. Freilich sollte niemand annehmen,
daß sich diese Entwicklung selbst stürmisch Bahn
bricht. An den Schalthebeln der Macht, in den Mini-
sterien, Schulen, Hochschulen, in den Massenmedien
sitzt eine Generation von Missionaren, die, durch-
drungen von dem Glauben, die Menschen nach ihrem
bewußt oder unbewußt marxistisch geprägten Leitbild
formen und das freiheitlich politische System ver-
ändern zu können, auch unter dem Eindruck des
Scheiterns ihrer vermeintlichen Reformpolitik nicht
die Einsicht finden werden, daß ihre Ziele Illusionen
gewesen sind. Die politische Auseinandersetzung
wird noch viele Jahre weitergeführt werden müssen.
Der Erfolg wird weitestgehend davon abhängen, ob
es eine Mehrheit von Demokraten über Parteigrenzen
hinweg geben wird, die gemeinsam diesen Kampf
bestehen.

Der Evangelische Arbeitskreis sieht auch insoweit
seine Aufgabe darin, nicht die Konfrontation zu be-
treiben, sondern Brücken zu schlagen, um der frei-
heitlichen Politik eine sie tragende Mehrheit zu
sichern.

In diesem Sinne rufe ich Sie als Landesvorsitzen-
der des Evangelischen Arbeitskreises der CDU Rhein-
land auf, an der diesjährigen Bundestagung des
Arbeitskreises in Wuppertal teilzunehmen. Ich freue
mich auf Ihr Kommen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr

Kurz notiert

EAK-Vertreter zu Gesprächen
nach USA

Auf Einladung amerikanischer
Senatoren nahmen Mitglieder des

Evangelischen Arbeitskreises der
CDU/CSU vom 17.-21. Januar 1979
an einer internationalen christlichen
Konferenz in Washington teil. Der
Delegation gehörten der ehemalige
baden-württembergische Kultus-
minister Prof. Dr. Wilhelm Hahn,
MdL, die CDU-Bundestagsabgeord-
neten Dr. Gerd Langguth und Peter
von der Heydt sowie der EAK-Bun-

desgeschäftsführer Dr. Peter Egen
an. Im Mittelpunkt der Tagung
stand das „National Prayer Break-
fast", an dem auch US-Präsident
Carter teilnahm. Des weiteren sind
die Vertreter des EAK zu politischen
Gesprächen mit Senatoren und
Kongreßabgeordneten sowie Ver-
tretern des State Department zu-
sammengetroffen.



Der Mensch als Leitbild christlich-sozialer Politik
Carl-Dieter Spranger

Die vor kurzem veröffentlichte Denk-
schrift der Kammer der Evangelischen
Kirche in Deutschland mit dem Titel:
„Sozialethische Überlegungen zur Fra-
ge des Leistungsprinzips und der Wett-
bewerbsgesellschaft'' Ist ein In vieler-
lei Hinsicht wertvoller Beitrag zur not-
wendigen Diskussion der darin um-
schlossenen Probleme. Die En mehr-
jähriger Arbeit von qualifizierten Sach-
verständigen verschiedener Fachbe-
reiche erstellte Schrift verdient es, auch
außerhalb der Kirche, Insbesondere bei
Politikern, Beachtung zu finden. Dies
wird umso mehr gelingen, als der Le-
ser mit Befriedigung das Bemühen um
ausgewogene Analyse erkennen kann.

Die Denkschrift ist eine umfas-
sende Auseinandersetzung mit Kri-
tikern von Leistungsprinzip und
Wettbewerbsgesellschaft. Zu der
ideologisch begründeten Verteufe-
lung des Leistungsprinzips in nicht-
sozialistischen Gesellschaftsord-
nungen wird eindeutig festgestellt:
„Leistung ist eine unabdingbare
Voraussetzung für die Weiterent-
wicklung der Kultur und Zivilisation.
So gesehen wäre Leistungsfeind-
lichkeit einfach Kulturfeindlichkeit."
Ausführlich beschäftigt sich die
Schrift mit der Bedeutung des
Wettbewerbs als Motor der Vielfalt
und der Neuerungen, aber auch als
Verteiler wirtschaftlicher und poli-
tischer Macht. Die Voraussetzungen
zur Bejahung des Leistungsprinzips
und der Wettbewerbsgesellschaft
werden im einzelnen dargelegt und
begründet. Manche Themen hätten
sicherlich intensiver, eindeutiger
oder mit anderem Ergebnis behan-
delt werden können, wie zum Bei-
spiel die Bedeutung von Arbeit,
Leistung und Erfolg für den einzel-
nen und seine Selbstverwirklichung,
die Verpflichtung auch der Gewerk-
schaftsführer zur Verantwortung ge-
genüber Staat und Gesellschaft, die
Wahrheit über die Behauptungen
von „Leistungsdruck" und „Dauer-
streß" in der Bundesrepublik
Deutschland sowie die Ursachen
und Folgen einer verfehlten Bil-
dungspolitik, die Abitur und Hoch-
schule zum wichtigsten Maßstab
ohne Rücksicht auf die Volkswirt-
schaft und die wahren Bedürfnisse
unserer Jugend macht. Eine um-

fassende Stellungnahme ist hier
nicht möglich. Doch sei wenigstens
auf drei besonders bedeutsame
Themen eingegangen, mit denen
sich die Denkschrift befaßt.

Frage nach dem christlichen
Menschenbild

Am Ende einer Reihe kritischer
Anfragen an den Marxismus/Sozia-
lismus und die von ihm geprägten
Gesellschaftsordnungen kommt die
Denkschrift zu dem Ergebnis: „Auch
in sozialistischen Ländern ist alles
menschliche Tun und jede mensch-
liche Ordnung in sich zwiespältig.
Auch wo Gerechtigkeit und Mensch-
lichkeit angestrebt werden, kann
dies zum Gegenteil führen. Darum
ist eine grundsätzliche Besinnung
notwendig über das Wesen des
Menschen, seine Bestimmung, seine
Verderbnis, seine immer neuen
Möglichkeiten der Neuerung."

Die grundsätzliche Besinnung auf
das Wesen des Menschen - das ist
eine fundamentale Forderung an
Kirche und Politik zugleich nicht nur
in der Auseinandersetzung mit dem
Marxismus/Sozialismus, sondern
auch im Bemühen um die Menschen
in Deutschland und in der Welt. Ge-
rade weil Marxismus/Sozialismus
eine dem Wesen des Menschen
feindliche Ideologie darstellt, kann
er — nicht zufällig und bedauerli-
cherweise, sondern zwangsläufig
und bewiesenermaßen - bei mise-
rablen ökonomischen Ergebnissen
nur unter schwerwiegenden Verlet-
zungen der Grund- und Menschen-
rechte praktiziert werden.

Andererseits: obwohl in der Bun-
desrepublik Deutschland die demo-
kratischen politischen Parteien
„den Menschen in den Mittelpunkt
stellen" und „eine Politik für den
Menschen machen" wollen, obwohl
die Kirchen für das Wohl der Men-
schen sich einsetzen, blieb das Be-
mühen um den Menschen mehr
oder minder unzulänglich, weil es
zu wenig sein Wesen berührte. Die
Verbesserung der materiellen Wohl-
fahrt, der sozialen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse ist wichtig, aber
darf nicht alles sein. Der Mensch

als Leitbild — das heißt für uns: das
christliche Menschenbild mit seinen
sowohl pessimistischen als auch
optimistischen Zügen ist Ausgangs-
punkt und Ziel politischen Han-
delns. Menschen sind zwar fehlbar,
sie können irren, das Richtige und
Gute verfehlen, Böses tun, schul-
dig werden. Sie sind jedoch auch
fähig, ihr Schicksal selbst zum Bes-
seren zu wenden, gut, ideell, selbst-
los und vernünftig zu handeln. Im
Gegensatz dazu steht das sozia-
listisch-materialistische Menschen-
bild, wonach der Mensch von Natur
aus selbstlos und gut sei und nur
die Gesellschaft oder Gesellschafts-
systeme verantwortlich seien für
seine Fehlentwicklungen und -ent-
scheidungen. Doch auch Thesen be-
stimmter Psychologen und Sozio-
logen, Demoskopen und sonstiger
offentlfeher Meinungsbildner haben
das Wesen des Menschen verzerrt
und eine tiefe Verunsicherung dar-
über hervorgerufen.

Die vielfach mißachtete transzen-
dente Dimension des Menschen ist
Grundlage unserer auf christlichen
Wertvorstellungen begründeten Po-
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litik, die den Menschen weder als
ein vergesellschaftetes noch als ein
von menschlichen Gemeinschaften
und Politik unabhängiges Wesen
versteht. Dieses Verständnis be-
gründet unsere Politik und ihre
Grenzen aus demselben Prinzip,
nämlich aus der Verantwortung vor
Gott und der sich daraus ergeben-
den Achtung vor der Würde des
Menschen. Jeden einzelnen in
seiner Menschenwürde ernst zu
nehmen, im Zusammenleben des
Ganzen ihm so viel als möglich
Freiheit des Handelns und das
Recht der Mitbestimmung in staat-
lichen Dingen einzuräumen ist nach
unserer Auffassung der Sinn demo-
kratischer, freiheitlich-rechtsstaat-
licher Ordnung.

Kirchen müssen auf Neuorien-
tierung der Werte hinweisen

In den theologischen Überlegun-
gen der Denkschrift über Leistung
und Wettbewerb — die leider im
Vergleich zu den sozial-ethischen
Gedanken zu kurz kommen - wird
die richtige und notwendige Forde-
rung erhoben, Leistungs- und Wett-
bewerbsgesellschaften sollten sich
mehr als bisher auf das Wachstum
geistiger, moralischer und sittlicher
Werte, auf das soziale Zusammen-
leben, auf Gerechtigkeit und auf
die Gestaltung der Umwelt bezie-
hen. „Ein Wandel der Konsumge-
wohnheiten setzt zugleich einen
Wandel im Wertbewußtsein und da-
mit im Verhalten des Menschen vor-
aus. Die Wertorientierung von Lei-
stung und Wettbewerb wird damit
zu einer Herausforderung an alle
gesellschaftlichen Gruppen. Die Kir-
chen haben die Aufgabe, auf die
Neuorientierung der Werte hinzu-
weisen und sie durch Verkündigung
und Bildungsarbeit den Menschen
nahezubringen".

Die Frage nach den für unser
Volk verbindlichen Grundwerten ist
tatsächlich für Politiker und für die
Kirchen von gleich großer Bedeu-
tung. Die Wiederaufbauphase nach
dem Zweiten Weltkrieg, die Neuge-
staltung der freiheitlichen Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnung hat
materielle Sachzwänge weitgehend
überwunden. Die ersten zwanzig
Jahre unter Führung hervorragen-
der Unionspolitiker wie Konrad
Adenauer und Ludwig Erhard
waren Jahre tiefgreifender und
segensreicher Reformen. Die Bun-
desrepublik Deutschland wurde zu

einem der wirtschaftlich leistungs-
fähigsten, zu dem sozial am besten
abgesicherten, zu dem gesellschaft-
lich ausgeglichensten Industrie- und
Sozialstaat der Welt. Kein Land
sonst, in dem Klassenunterschiede
so sehr überwunden wurden wie in
dem unseren — nicht nur im Ver-
gleich zur westlichen Welt sondern
erst recht im Vergleich zu soziali-
stischen Staaten, in denen die
„neue Klasse" der Staats- und Par-
teifunktionäre alle Privilegien staat-
licher, parteilicher und wirtschaft-
licher Macht auf sich vereinigt.

Doch weder Wohlstand noch poli-
tischer Pragmatismus vermögen die
ethische Rechtfertigung und Grund-
lage des politischen Handelns zu
ersetzen. Den sozialistischen Ideo-
logien und Utopien mußte und muß
ein überzeugendes Grundwertesy-
stem aus christlich-politischer Sicht
gegenübergestellt werden. Gerade
die Jugend leidet heute unter dem
Mangel verbindlicher, ethischer
Fundamente, unter dem Mangel an
einer Wertordnung, die das grund-
legende Ethos, die ethische Grund-
ordnung einer Person oder Gemein-
schaft, das was sie trägt, das gei-
stige und ethische Schema ihrer
Zuwendung zur Welt erfaßt. Die
Unionsparteien wie auch die Kirche
sind stets gehalten, sich zu einem
überzeugenden, weltanschaulich
gesicherten Grundwertefundament,
das die Frage nach dem Sinn des
Lebens und den Zielen des einzel-
nen und unseres Gemeinwesens
beantwortet, zu bekennen und da-
für einzutreten. So kann der weit-
verbreiteten Bindungs- und Ver-
pflichtungslosigkeit entgegenge-
wirkt werden. Grundwerte wie die
Würde des Menschen, Freiheit, Ge-
rechtigkeit, Solidarität und Gleich-
heit, die Grundrechte unserer Ver-
fassung sind methaphysischen Ur-
sprungs und damit mehrheitlicher
Disposition absolut entzogen.

In diesem Zusammenhang muß
die Bedeutung der Religion in unse-
rer säkularisierten Gesellschaft neu
überdacht werden. Die bürgerlich-
liberale Gesellschaft lebte lange
von dem moralischen Kapital der
christlichen Religionen, die für die
Stabilität der Gesellschaft weit wich-
tigere Faktoren waren und sind als
dies von der Philosophie des libe-
ralen Individualismus und soziali-
stischen Kollektivismus zugegeben
wird. Die Religion ermöglicht eine
freiheitliche Begründung von
Grundwerten, sie bewahrt vor
einem Nihilismus der Werte, dem

nichts heilig und alles erlaubt ist.
Eine solche Gleichgültigkeit gegen-
über den Werten unterspült die
Grundlagen einer freien Gesell-
schaft und führt am Ende zu einer
Selbstzerstörung der Freiheit. Die
Vorstellung, daß in einer freien
Gesellschaft die Individuen frei von
dem Ethos, frei von Tugenden und
Werten sein könnten und die Ge-
sellschaft trotzdem frei bleiben
könnte, ist eine Irrlehre. Diese Irr-
lehre schafft ein geistiges Vakuum,
in das antichristliche und pseudo-
religiöse Heilslehren eindringen.
Das reicht von der Heilslehre des
Marxismus/Sozialismus und seinen
Spielarten bis hin zu den Sekten,
die heute tausende von Menschen
in die Irre führen. Kirchen und Po-
litiker sind hier gleichermaßen ge-
fordert, die unsere gesellschaftliche
Ordnung tragenden Grundwerte
darzustellen.

Gedanken zur marktwirtschaftlichen
Ordnung

Die Denkschrift legt im breiten
Umfang einen Gegensatz von
Marxismus/Sozialismus und Kapita-
lismus dar. Leider wird jedoch nicht
auf die Tatsache hingewiesen, daß
der „Kapitalismus" in der Bundes-
republik Deutschland von Anfang
an durch die Politik der Sozialen
Marktwirtschaft abgelöst wurde. Die
von Ludwig Erhard begründete und
von den Unionsparteien vertretene
Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung ist die Anwendung unseres
von Solidarität und Subsidiarität ge-
prägten individuellen Freiheitsbe-
griffes auf dem sozial-ökonomi-
schen Bereich. Soziale Marktwirt-
schaft ist eine spontane Ordnung,
die sich durch die freien Entschei-
dungen einer Unzahl von Marktteil-
nehmern auf der Grundlage eines
Systems allgemeiner, für eine unbe-
stimmte Zahl künftiger Fälle gelten-
der Regeln verwirklicht. Es ist die
Ordnung freier Menschen, die sich
als gleiche gegenüberstehen und
in ihrem privaten Verhalten nicht
an eine hierarchische Ordnung ge-
bunden sind. Hierarchische Ord-
nungen kennen wir innerhalb des
Staatsapparates ebenso wie inner-
halb von Unternehmerorganisatio-
nen und in anderen menschlichen
Gemeinschaften, wo sie unentbehr-
lich sind. Die marktwirtschaftliche
Ordnung ist eine gänzlich andere.
Sie regelt das Zusammenleben der
Bürger, ohne ihnen ein bestimmtes



Verhalten vorzuschreiben. Lebens-
form des freien Bürgers in einer
freiheitlichen Wirtschaftsordnung ist
aber geprägt von dem Postulat:
„Jedem das seine — nicht jedem
jedoch alles und nicht jedem das
gleiche!". Ihre Effizienz hat sie
längst bewiesen. Sie ist jedoch
heute gefährdet durch Überforde-
rung und Verfälschung. Systemwi-
drige Eingriffe von staatlicher Seite
beeinträchtigen nicht nur die Frei-
heit der Marktteilnehmer, sondern
auch das Marktergebnis.

Der Sozialen Marktwirtschaft ist
die Wirtschaft nicht Selbstzweck;
sie steht vielmehr im Dienste des
Menschen, im Dienste auch derer,
die auf Grund von Alter, Krankheit
oder fehlender Qualifikation nicht
selbst am Wirtschaftskreislauf be-
teiligt sind. Sie beinhaltet die Pflicht
der Menschen dem Mitmenschen
gegenüber auf Hilfe, gleich welcher
Rasse, Klasse, Nationalität oder
Religion er angehört. Das von den
Unionsparteien geschaffene so-
ziale Leistungssystem ist Ausdruck

dessen und wurde zur Grundlage
unserer inneren Stabilität. Deswe-
gen scheint es notwendig zu sein,
über eine allgemeine Beschreibung
des „Kapitalismus" in den westli-
chen Demokratien die einzelnen
Differenzierungen, Wandlungen und
Verbesserungen des „Kapitalismus"
darzustellen und das System der
Sozialen Marktwirtschaft als weit-
überlegene Alternative zum Marxis-
mus/Sozialismus bewußt zu ma-
chen.

Flüchtlinge — das vergessene Elend

Die vietnamesischen Flüchtlings-
schiffe vor den Küsten Thailands,
Malaysias oder den Philippinen und
die grauenhaften Tragödien, die
sich auf den Schiffsplanken ab-
spielten, haben uns in den letzten
Wochen erneut ein Problem in Er-
innerung gerufen, das längst ver-
gessen schien: das Elend der
Flüchtfinge.

Die älteren unter uns kennen aus
eigenem Erleben die endlosen
Trecks von Deutschen, die nach
dem Zusammenbruch des Dritten
Reiches aus dem Osten in den
Westen zogen. Tausende fanden
dabei den Tod, Millionen rafften
sich aus der tiefen Erniedrigung
auf und fanden eine neue Heimat.
Aber damit hatte das Flüchtlings-
elend kein Ende, vielmehr steigerte
es sich weltweit. Erinnern wir uns
an die Flüchtlinge der Kriege und
Revolutionen in den fünfziger und
sechziger Jahren, an die Flücht-
lingslager in Somalia, dem Liba-
non, im Süden Afrikas, in Latein-
amerika. Zehntausende von Men-
schen sind tagaus, tagein aus ihrer
Heimat unterwegs, um wenigstens
ihr Leben zu retten vor Krieg, Hun-
ger, Revolution, politischer oder
religiöser Verfolgung. Die Bundes-
republik Deutschland, die in diesem
Jahr ihr 30jähriges Bestehen feiert,
zählt längst zu den freiesten Län-
dern der Welt. Und das übt eine
große Anziehungskraft auf die
Menschen aus, die kaum wissen,
was Freiheit ist, weil sie ihnen im-
mer vorenthalten wurde.

Hannovers evangelischer Mini-
strepräsident Ernst Albrecht hat
durch seinen unbürokratischen Be-
schluß, 1000 vietnamesische Flücht-
linge aufzunehmen, ein Zeichen

gesetzt. Ein Zeichen dafür, daß die
freien Länder Verpflichtungen ha-
ben. Und die spontane Hilfsbereit-
schaft hat gezeigt, daß Nächsten-
liebe in unserer Bevölkerung noch
nicht zum Fremdwort geworden ist.

Doch damit sind die Probleme
nicht gelöst. Rund 11 000 Menschen
suchten 1976 Asyl in der Bundes-
republik Deutschland, 16000 waren
es bereits 1977 und im zurücklie-
genden Jahr 1978 wurden rund
25000 Asylanträge gestellt. Nicht
eingerechnet sind die Tausende
von Deutschen, die jedes Jahr aus
dem Osten als Aussiedler in die
Bundesrepublik kommen. Als Deut-
sche haben sie einen Anspruch auf
die deutsche Staatsbürgerschaft,
aber ihr tatsächliches Schicksal hat
viel mit dem der Flüchtlinge ge-
meinsam.

Wichtiger als die erste staatliche
Hilfe ist die Integration in unsere
Gesellschaft, in das für die meisten
Flüchtlinge fremde Land, unge-
wohnte Klima und in die rauhe
Leistungsgesellschaft. Hier kann
der Staat nicht viel helfen, hier
sind die Christen gefordert. Weit-
hin besteht noch immer eine große
Skepsis gegenüber den Fremden,
den Ausländern. Und sie wächst
automatisch mit eigenen wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten.

Deshalb gehört es zu unseren
Pflichten als Christen, unermüdlich
für die Rechte der Flüchtlinge ein-
zutreten und uns um sie zu küm-
mern, damit nicht aus der Flucht
die ebenso schlimme Außenseiter-
rolle wird, die die Menschen inner-
lich zerbrechen läßt.

Zugleich aber wird das deutsche
Asylrecht immer mehr von moder-
nen Menschenhändlern mißbraucht.

Diese versprechen ahnungslosen
Türken oder Pakistanis ein Leben
in Wohlstand und kassieren. Auf
deutschem Boden beginnt die Er-
nüchterung, das Abschieben oder
das Leben im Untergrund. Mensch-
liche Tragödien folgen. Oder aber
die nicht geringe Zahl von Men-
schen aus der Dritten Welt, die in
der Bundesrepublik Deutschland
studiert haben und anschließend
nicht mehr in ihre Heimat zurück-
wollen, wo sie dringend gebraucht
werden.

Was wir benötigen, ist eine klare
Trennung von Asyl, das niemandem
verweigert werden darf, und Auf-
enthaltsgenehmigung für die, die
aus egoistischen Gründen im Land
bleiben wollen. Genauso wichtig
aber ist die konkrete Hilfe für alle
Ausländer, wobei die Aufforderung
zur Rückkehr in die alte Heimat
durchaus für die die bessere Hufe
ist, denen zu Hause keine Verfol-
gung droht. Auch die Kirche muß
sich viel intensiver als bislang mit
dem modernen Flüchtlingsproblem
beschäftigen, denn die Not ist groß
und der tatsächlich geleisteten Hil-
fe noch längst nicht genug.

'

Kirchenpapier der CSU
Bonn: Das von der CSU-Kommis-

sion Kirche und Staat erarbeitete
und zwischenzeitlich vielerorts dis-
kutierte Papier „Zum Verhältnis
von Kirche und Christlich-Sozialer
Union" kann ab sofort über die
EAK-Bundesgeschäftsstelle, Fried-
rich-Ebert-Allee 73-75, 5300 Bonn 1
kostenlos bezogen werden.

5



Aus unserer Arbeit

Sinn und Grenzen der
Bürgerinitiativen

Oldenburg: Am 7. Dezember 1978
sprach in Oldenburg beim Evange-
lischen Arbeitskreis der CDU in den
Räumen der Hermann-Ehlers-Stif-
tung Universitäts-Dozent Dr. Win-
fried Döbertin, Hamburg, Vorsitzen-
der der Fritz-Erler-Gesellschaft,
über das aktuelle Thema „Sinn und
Grenzen der Bürgerinitiativen".
Bürgerinitiativen seien keine Ge-
schmacksfrage, sondern grundsätz-
lich legitim. Sie verträten kommu-
nal, geografisch, sachlich partielle
Interessen, die zeitlich begrenzt
seien. Dabei besäßen sie einen ge-
ringeren Organisationsstand und
blieben rechtlich ungebunden und
ohne Verantwortlichkeit. Ihre Gren-
ze sei die Gewalt-Frage und der
Versuch, sich an die Stelle der Par-
teien oder Parlamente zu setzen.
Sie müßten stets „Initiative" blei-
ben, ohne letztliche Entscheidungen
fällen zu wollen. Gefährlich sei die
Ausnutzung vieler Ängste wie die
Unentschlossenheit von Politikern
sowie der wirtschaftliche Druck
durch Investitions-Blockaden. Eine
Untergrabung des Vertrauens zum
Staat und zur Funktionsfähigkeit
der Wirtschaft müßte mutige, ver-
nünftige und kritische Bürger zu
Gegen-lnitiativen auf Spezialgebie-
ten provozieren. Moral, Mut und En-
gagement seien die besten Regula-
tivkräfte, um das politische Gleich-
gewicht zu erhalten. Eine rege Dis-
kussion rundete diese wichtigen
Gedanken ab.

Bundesweite EAK-Aktlon

Bonn: Der Evangelische Arbeits-
kreis (EAK) der CDU/CSU ist seit
längerer Zeit bemüht, durch ver-
schiedene Einzelaktivitäten das
Gespräch mit der evangelischen
Pfarrschaft in der Bundesrepublik
Deutschland verstärkt aufzuneh-
men.

So hat der EAK-Bundesvorsit-
zende Professor Dr. Roman Herzog
in einem Schreiben, welches in
diesen Tagen versandt wird, den

rd. 13000 evangelischen Pfarrern
in der Bundesrepublik Deutschland
erneut die Gesprächsbereitschaft
des Evangelischen Arbeitskreises
angeboten. In dem Brief setzt sich
Herzog auch mit der Problematik
des „C" im Namen der beiden
Unionsparteien auseinander, wobei
er erklärt, daß mit dem „C" niemals
auch nur der Eindruck erweckt wer-
den sollte, als wollten die Unions-
parteien bestreiten, daß auch in
anderen demokratischen Parteien
Politiker aus christlicher Oberzeu-
gung handeln. Gleichzeitig weist
Herzog aber auch darauf hin, daß
die unter dem „C" angetretenen
Politiker ernsthaft versuchen, sich
in ihren politischen Tagesentschei-
dungen von den zentralen Sätzen
christlicher Sozialethik leiten zu
lassen. Herzog, der mit Nachdruck
das „C" verteidigt und schreibt,
daß gerade in der gegenwärtigen
Situation wieder viele Politiker Zu-
flucht zum Glauben und zum Gebet
nehmen, würde es für anachro-
nistisch halten, das „C" aus dem
Parteinamen zu streichen.

Dem zweiseitigen an die Pfarrer
gerichteten Brief liegen zwei Bro-
schüren bei: die Rede des Bundes-
vorsitzenden der CDU Helmut Kohl
auf der diesjährigen Bundestagung
des EAK der CDU/CSU in Kassel
sowie das auf dem CDU-Bundes-
parteitag in Ludwigshafen im Ok-
tober 78 verabschiedete Grundsatz-
programm der CDU.

Wie der Bundesgeschäftsführer
des Evangelischen Arbeitskreises
Dr. Peter Egen zu dieser Aktion er-
gänzend mitteilte, bedarf es keiner
Frage, daß hierdurch ein wesent-
licher Beitrag für den Dialog mit
den in der evangelischen Kirche
tätigen Pfarrern geleistet wird.

EAK fordert Gnade für Rudolf Hess

Bonn: Der Evangelische Arbeits-
kreis (EAK) der CDU/CSU hat in
Bonn die vier Alliierten — insbe-
sondere die Sowjetunion — aufge-
fordert, Barmherzigkeit zu üben
und den zu lebenslänglicher Haft-
strafe in Spandau verurteilten Ru-
dolf Hess endlich freizulassen.
Gleichzeitig appellierte der Arbeits-

kreis an die Bundesregierung,
immer wieder mit Nachdruck alle
diplomatischen Möglichkeiten zu
nutzen, um das Ende der dazu noch
unter mittelalterlichen Bedingungen
durchgeführten Haft von Rudolf
Hess zu erwirken.

Was in der Zitadelle von Span-
dau mitten in Westberlin vierund-
dreißig Jahre nach Kriegsende mit
dem 84jährigen Menschen Rudolf
Hess geschieht, ist nach den Wor-
ten des Bundesgeschäftsführers
des Arbeitskreises, Dr. Peter Egen,
humanitär und ethisch nicht verant-
wortbar. Wer heute als Christ für
Menschlichkeit und Vergebung,
Frieden und Aussöhnung einträte,
dürfe Rudolf Hess hinter den Span-
dauer Mauern nicht vergessen, son-
dern müsse konsequent auch für
ihn das Ende der mehr als dreißig-
jährigen Spandauer Isolationshaft
fordern und um Gnade bitten.

In diesem Zusammenhang erin-
nerte der Arbeitskreis an eine von
ihm anläßlich des Deutschen Evan-
gelischen Kirchentages 1977 in Ber-
lin spontan durchgeführte Unter-
schriftenaktion zur Freilassung von
Rudolf Hess. Mehrere tausend
Kirchentagsteilnehmer hatten sich
damals — zusammen mit dem ehe-
maligen amerikanischen Gefängnis-
kommandanten von Spandau
Eugene Bird — in die Unterschrifts-
listen eingetragen,

„Christen müssen immer wieder
zur Versöhnung bereit sein" erklär-
te dazu der Evangelische Arbeits-
kreis der Unionsparteien.

Bericht aus der Arbeit des EAK im
Kreis Pinneberg

Pinneberg: Ein Versuch des EAK
der Christlich-Demokratischen Uni-
on im Kreis Pinneberg fand ein
überraschend positives Echo.

Um den Dezember als Vorweih-
nachtsmonat von einer abendlichen
Vortragsveranstaltung freizuhalten,
hatte der EAK Pinneberg zum Be-
such eines Adventsgottesdienstes
am 17. Dezember in die mittelalter-
liche Dorfkirche zu Haselau in der
Haseldorfer Marsch eingeladen.
Motiviert war dieser Versuch von



den geistigen Anregungen unseres
in Ludwigshafen beschlossenen
Grundsatzprogrammes und darüber
hinaus von der wieder mancherorts
nachdrücklich empfohlenen Konzen-
tration auf Gottesdienst und Predigt
als den eigentlichen Quellen des
christlichen Glaubens. Diese Anre-
gungen fanden ihre Bestätigung.
Die bekannten schönen Advents-
lieder schufen eine erstaunliche
Hörerbereitschaft auf die Predigt.
Diese zeigte völlig bibelbezogen an
der Gestalt Johannes des Täufers
die menschliche Adventserwartung
und die göttliche Adventserfüllung.
Es überraschte alle angenehm, wie
eine traditionsgebundene Predigt
doch zumindest intensive Denkan-
stöße für die weitere Arbeit des EAK
vermittelt.

Im Anschluß an den Gottesdienst
kam es zu einem zwanglosen Bei-
sammensein im nahegelegenen
„ Haselauer Landhaus". Erfreulich
viele Mitglieder und Freunde des
EAK, etwa die Hälfte der Gottes-
dienstbesucher, blieben noch zu
diesem anschließenden Informa-
tions- und Gedankenaustausch bei-
sammen.

Die hier als gelungen zu betrach-
tende Kombination für eine Veran-
staltung in der Adventszeit dürfte
sich für eine Wiederholung durch-
aus empfehlen.

Dr. Gerhard Röddlng soll
Schulsenator werden

Berlin: Im Falle eines CDU-Sieges
bei den Wahlen zum West-Berliner
Abgeordnetenhaus am 18. März soll
der Leiter des Schuldezernats in
der evangelischen Kirchenleitung
von Westfalen, Landeskirchen rat
Dr. Gerhard Rödding {45} aus Biele-
feld, Schulsenator werden. Er stell-
te sich am 12. Januar mit dem Spit-
zenkandidaten der CDU, dem Bun-
destagsabgeordneten Dr. Richard
von Weizsäcker (Bonn), der Presse
im Rathaus Schöneberg vor. Die
Öffentlichkeit wurde bei dieser Ge-
legenheit mit einigen Mitgliedern
der „Kernmannschaft" bekannt ge-
macht, die von der Union für Füh-
rungspositionen in Parlament und
Regierung vorgesehen sind.

Rödding begründete seine Kandi-
datur nicht nur persönlich („Ich
habe sechs Kinder, und die müssen
im Jahr rund 180 Klassenarbeiten
schreiben"), sondern auch mit sei-
nen Erfahrungen als Vorsitzender
des Ausschusses für Bildungspla-
nung in der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD) und als Vor-
standsmitglied des Landes-Kultur-
ausschusses der CDU in Westfalen-
Lippe. Grundsätzlich stellte er fest:
„Die Schule muß wieder mensch-
lich werden, sich den Erziehungs-
problemen stellen und zur Persön-
lichkeitsbildung beitragen."

Weizsäcker sagte, Rödding habe
sich „durch Sachverstand und durch
seine Persönlichkeit hervorgetan"
und bringe für das Amt des Schul-
senators in West-Berlin „Erfahrun-
gen in der Leitung des Schulappa-
rats und maßgebliches Engagement
in schul- und bildungspolitischen
Fragen" mit. Rödding, seit 1960 im
Landeskirchenamt Bielefeld, ist
Landesvorstandsmitglied der west-
fälisch-lippiscnen CDU und seit 1978
Vorsitzender des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU in West-
falen.

Echte Pietisten sind nicht in
dogmatisdien Streitereien erstarrt

Waldbröl: Der Pietist hat sich
aus Liebe zu Gott und aus Liebe
zum Nächsten auch politisch einzu-
setzen, erklärte Dr. Horst Waffen-
schmidt (Waldbröl), nebenamtli-
ches Mitglied der rheinischen Kir-
chenleitung (Düsseldorf), Bundes-
tagsabgeordneter der CDU und
Vorstandsmitglied des EAK der
CDU Rheinland.

Es liege ihm, betonte Waffen-
schmidt, „alles daran, daß wir den
unauflöslichen Zusammenhang zwi-
schen Gottesliebe und Nächsten-
liebe sehen und behalten, weil
nämlich manche in unserer Zeit
beides auseinanderreißen und ih-
ren Auftrag nur noch bei der Got-
tesliebe oder bei der Nächsten-
liebe sehen". Die Isolierung von
Gottesliebe einerseits und Näch-
stenliebe andererseits bezeichnet
Waffenschmidt als einseitig und
falsch. Solche Haltungen führten im
übrigen leicht dazu, daß am Ende
nicht mehr Wort und Gebet das
Denken und Handeln bestimmen,
„sondern eine Ideologie, die man

sich mit anderen selbst zusammen-
bastelt". Nach Waffenschmidt
haben die Pietisten immer von dem
Zusammenhang zwischen Gottes-
liebe und Nächstenliebe gewußt.
„Echte Pietisten sind nicht in dog-
matischen Streitereien erstarrt,
sondern haben sich rufen lassen
zu tätiger Nächstenliebe. Die gro-
ßen Werke der Diakonie sind die
lebendigen Zeugen für diese Hal-
tung", hebt das nebenamtliche Mit-
glied der rheinischen Kirchenlei-
tung in einem Beitrag hervor, der
unter dem Titel „Die Pietisten und
die Politik" in der Januar-Ausgabe
des Magazins „Schritte" erschien.
Diese Zeitschrift wird von Ulrich
Parzany in Essen herausgegeben.

Dr. Horst Waffenschmidt weist
zugleich darauf hin, daß in der Bun-
desrepublik Christen und Nicht-
Christen den Gesetzen und Regie-
rungsentscheidungen unterworfen
sind. Als Bundestagsabgeordneter
müsse er solche Gesetze machen,
die für alle zumutbar und annehm-
bar sind. „Dies bedeutet, daß ich

nicht alles, was für uns Christen
wünschbar ist für das Zusammen-
leben, auch zum Gesetz machen
kann. Ich kann mich nur darum be-
mühen, so viel wie möglich von
christlicher Grundorientierung in
die politischen Entscheidungen mit
hineinzunehmen", erklärt er.
Schließlich aber gebe es für den
Christen in der Politik Situationen,
in denen er keine Kompromisse
mehr eingehen könne und die ech-
ten Gewissensentscheidungen —
wie etwa bei den Beratungen über
den Paragraphen 218 — gefordert
sind.

Für das Bezeugen christlicher
Standorte, das Weitertragen des
Evangeliums und das Deutlichma-
chen von Schuld und Vergebung im
Lichte der Heiligen Schrift tritt Waf-
fenschmidt insgesamt, besonders
aber in den Medien ein. „Wir wis-
sen", schreibt er, „daß wir nieman-
den mit staatlichen Mitteln zu einem
Christen machen können." Aber die
Christen sollten alle Freiräume in
Staat und Gesellschaft nutzen, um
christliche Botschaft zu bezeugen.
Waffenschmidt glaubt, daß dies
mehr Menschen denn je, vor allen
junge Menschen, erwarten.
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Europa heute — Das Meinungsklima in der Gemeinschaft

Rund 180 Millionen Wahlbürger Euro-
pas sind dazu aufgerufen, Im Juni 1979
erstmals direkt über die Zusammenset-
zung des Europäischen Parlaments
abzustimmen. Zu wählen sind 410 Ab-
geordnete, wovon je 81 aus Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien und
Italien kommen. Die Niederlande stel-
len 25 Parlamentarier, Belgien entsen-
det 24, Dänemark 16, Irland 15 und
Luxemburg 6.

Man hofft auf eine hohe Wahlbeteili-
gung, denn eine solche verbessert die
Position, die Legitimation des Parla-
ments und seiner Abgeordneten.

Aber werden die Europäer zu den
Urnen gehen? Hat Europa im Bewußt-
sein seiner Bürger noch den Platz, der
ihm eigentlich von seiner historischen
Bedeutung her zusteht? Was denken
die Europäer über die Gemeinschaft
bzw. wie zufrieden sind sie mit der Ge-
sellschaft und ihrem Leben?

Die Antworten auf diese Fragen
interessierten auch die EG-Kommission.
Deshalb wurden von Mai bis Juni 1978
in Ihrem Auftrag europaweit rd. 9000
Bürger nach ihren Ansichten und Ab-
sichten befragt. Einige Interessante Er-
gebnisse dieser Studie seien hier dar-
gestellt.

Das Lebensgefühl in der
Gemeinschaft

Sind die Europäer zufrieden mit
dem Leben, das sie führen? Sind

sie mit ihrer Gesellschaft einver-
standen?

Die Ergebnisse zeigen, daß euro-
paweit die Zufriedenheit mit der
augenblicklichen Lebenssituation
recht groß ist: 77% der Befragten
geben an, sehr oder ziemlich zu-
frieden zu sein. Dabei entfällt der
größere Teil auf diejenigen, die sich
ziemlich zufrieden äußern (55%).
Insgesamt hat in der EG das Ge-
fühl der Zufriedenheit seit dem
Herbst 1977 nachgelassen.

Weniger einverstanden mit ihrem
jetzigen Leben sind 22% der euro-
päischen Bürger. Die Unzufriede-
nen sind vor allem in Italien (37%)
und in Frankreich (28%) beheima-
tet. Aber auch in der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt es 17%, die
ihre Lebenslage mit „nicht sehr zu-
frieden" bzw. „überhaupt nicht zu-
frieden" bezeichnen. Damit liegen
die Deutschen auf Platz sieben der
Skala, aber gerade noch über dem
EG-Durchschnitt.

Gefragt, wie die Funktionsweise
der Demokratie beurteilt wird,
äußern 55% der Euro-Bürger, daß
sie sehr bzw. ziemlich zufrieden
sind. Dagegen stehen 39%, die
ziemliche oder völlige Unzufrieden-
heit äußern.

Auch hier differenzieren die Er-
gebnisse sehr stark nach den Mit-
gliedstaaten: Am wenigsten zufrie-
den mit der Demokratie in ihrem
Lande sind Italiener (72%) und
Franzosen (40%).

Spitzenreiter in der „Zufrieden-
heitsskala" sind die Luxemburger
und die Deutschen. Es folgen die
Iren und die Dänen.

Interessant ist, daß die Deut-
schen bei der Beurteilung der
Demokratie einen Spitzenplatz ein-
nehmen, bei der Einschätzung der
eigenen Lebensumstände aber
nicht. Anders in Frankreich und in
Italien: dort entsprechen sich Unzu-
friedenheit mit der Demokratie und
Unzufriedenheit mit der Lebenslage.

So ist es auch nicht weiter ver-
wunderlich, daß in diesen beiden
Ländern das höchste Potential (je-
weils 8%) für „eine radikale Ände-
rung der Gesellschaft durch eine
Revolution" zu finden ist. Europa-
weit erreicht diese Gruppe nur eine
Größe von 5%.

Mit 1% gibt es in der Bundesre-
publik Deutschland die wenigsten
Bürger, die solchen Gedanken an-
hängen.

Die größte Zustimmung in der
Gemeinschaft findet der Gedanke
„die Gesellschaft durch Reformen
Schritt für Schritt zu verbessern":
55% stimmen hier zu. Besonders
häufig unterstützt man diesen Ge-
danken auch in Frankreich (66%),
Belgien (63%) und Luxemburg
(59%). Den letzten Platz nimmt mit
41% Deutschland ein. In der Bun-
desrepublik Deutschland wird über-
wiegend (50%) daran gedacht, „die
bestehende Gesellschaft mutig ge-
gen alle umstürzlerischen Kräfte zu

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU sucht für

leitende Tätigkeit
in seiner Bundesgeschäftsstelle einen begabten und qualifizierten jüngeren
Mitarbeiter mit abgeschlossenem Hochschulstudium und bereits erworbener
Berufserfahrung. Die Position bietet die Möglichkeit einer weitgehend selb-
ständigen Tätigkeit — sie setzt allerdings Leistungsbereitschaft und Entschei-
dungsfreudigkeit sowie Interesse für die im Spannungsfeld von Kirche und
Politik liegende Aufgabenstellung des Arbeitskreises voraus.

Über alle weiteren Einzelheiten sprechen wir gerne mit Ihnen persönlich.

Zur Vorbereitung dieses Gespräches erbitten wir Ihre ausführlichen Unter-
lagen einschließlich Ihrer Gehaltsvorstellungen an die Bundesgeschäftsstelle
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU, zu Hd. Herrn Dr. Peter Egen
— persönlich, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 5300 Bonn 1.
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verteidigen", während in der ge-
samten EG nur 33% diese Einstel-
lung unterstützen.

Interessant ist, daß in der Ver-
gangenheit dieses Denken in
Deutschland immer stärker gewor-
den ist: 1970 wollten erst 20% die
Gesellschaft vor umstürzlerischen
Kräften bewahren, aber 70% waren
für schrittweise Reformen.

•

Informationsverhalten

Wie informiert man sich in Europa
über die Gemeinschaft?

Die Ergebnisse belegen ein ge-
wisses Desinteresse: 39% sagen,
man habe keine Zeit und man
könne sich nicht für alles interes-
sieren.

49% widersprechen allerdings
dieser Auffassung. Überdurch-
schnittlich selten ist man in Bel-
gien, Italien und Frankreich bereit,
sich über die Gemeinschaft zu in-
formieren. Deutschland nimmt
einen mittleren Platz ein.

Der Zeitvergleich zeigt, daß das
Interesse an europäischen Informa-
tionen besonders bei Europäern mit
niedrigem Bildungsniveau zurück-
gegangen ist.

Zudem hat sich in der EG die Auf-
fassung verbreitet, daß Zeitungen,
Rundfunk und Fernsehen nicht ge-
nug über die europäischen Fragen
berichten: 45% der Bürger in den
Mitgliedstaaten beklagen dies. Die
Gegenposition wird von 36% ver-
treten. Überdurchschnittlich oft
wird das Verhalten der Medien in
England, Italien und Irland beklagt.

Zustimmung findet bei der Hälfte
der EG-Bevölkerung die These, daß
die Medien zu oberflächlich über
Europa berichten. Nur 27% wider-
sprechen dem. In Frankreich, Irland,
England und Luxemburg liegt die
Kritik über dem europäischen Mit-
tel.

Gemessen am europäischen Stan-
dard scheinen die Deutschen mit
der Europa-Berichterstattung in
Rundfunk, Fernsehen und Zeitun-
gen recht zufrieden zu sein.

Die Mitgliedschaft in der EG

Wie denkt man heute in Europa
über die Mitgliedschaft des eigenen
Landes in der EG?

Die Ergebnisse belegen eine ge-
wisse Europamüdigkeit. Seit 1975
hat in den neun Staaten die posi-
tive Bewertung der EG-Mitglied-
schaft nachgelassen: 63% hielten
es 1975 noch für eine gute Sache,
in der EG zu sein; 1978 sind es nur
noch 53%.

Von dieser Entwicklung blieb
auch die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht verschont. Doch hat sich
hier das Meinungsklima inzwischen
wieder etwas erholt, wenn auch
noch nicht der Stand von 1973 oder
1975 erreicht ist. Anders in Frank-
reich, Irland, Italien und England:
dort ist eine ausgesprochene Klima-
verschlechterung im Zeitablauf fest-
zustellen.

Besonders die Briten, die 1975
noch zur Hälfte ihre Mitgliedschaft
in der EG für eine gute Sache hiel-
ten, entfernten sich immer weiter
von Europa: Heute äußern sich nur
noch 29% positiv, aber schon 38%
negativ über Europa.

Damit liegen sie eindeutig am
Ende der Skala des Interesses an
der Gemeinschaft. Nicht ganz so
schlecht die Dänen: 34% halten
Europa für eine gute Sache.

Die europafreudigsten Völker sind
zur Zeit die Holländer (78%),
Luxemburger (73%) und die Itali-
ener (65%). Mit 58% folgen dann
Belgien und die Bundesrepublik
Deutschland.

Befürworter und Gegner der
Direktwahl

Die Meinungslage in Europa ist
eindeutig: Gut 70% aller europäi-
schen Bürger sprechen sich für die
direkte Wahl der Abgeordneten
aus; der Anteil der Direktwahlgeg-
ner liegt knapp über 10%. Damit
hat sich seit Herbst 1976 — bis da-
hin nahm die Zahl der Befürworter
noch zu — an der Meinungslage in
der EG kaum etwas geändert. Den-
noch zeigen sich von Land zu Land
interessante Unterschiede.

So wird die Europawahl in
Luxemburg (82%), in den Nieder-
fanden (80%) und in Italien (77%)
am häufigsten befürwortet. Die ge-
ringste Zustimmung kommt aus
Dänemark (54%), Belgien (64%)
und aus dem Vereinigten König-
reich (65%). Die Bundesrepublik
Deutschland nimmt mit 74% einen
mittleren Platz ein. In einigen Län-
dern zeichnet sich außerdem Ver-
unsicherung ab: Die Zahl der Bür-

ger, die die Antwort verweigern, hat
in Dänemark, Deutschland und
Frankreich tendenziell zugenom-
men. Das mag auf eine gewisse
Ratlosigkeit und Gleichgültigkeit
der Öffentlichkeit in diesen Ländern
hindeuten.

Bedeutung der Europawahl

Ist die erste Direktwahl ein Ereig-
nis von großer Bedeutung, das die
politische Einigung Europas be-
schleunigt?

Immerhin vertritt nicht ganz die
Hälfte (48%) der Europäer diese
Ansicht. Aber auch Bedenken wer-
den angemeldet: 30% bekennen
sich zu der Ansicht, dies sei kein
besonderes Ereignis, da die natio-
nalen Regierungen nicht an die Be-
schlüsse des Euro-Parlaments ge-
bunden seien.

Auch hier zeigen sich nationale
Unterschiede. Italiener (58%) und
Luxemburger (54%) glauben ganz
besonders an die Bedeutung des
Wahlgangs. Dagegen sind Dänen
(42%), Deutsche (44%) und Briten
(44%) außerordentlich skeptisch,
was die Bedeutung der Wahl an-
geht.

Der Zeitvergleich macht deutlich,
daß im Durchschnitt der EG, beson-
ders aber in Belgien, Frankreich,
Holland und im Vereinigten König-
reich die positive Einschätzung
nachgelassen hat.

Beteiligung an der Europawahl

77% der Europäer waren sich im
Frühjahr 1978 mehr oder weniger
sicher, daß sie im Juni 1979 den
Gang zur Wahlurne nicht scheuen
werden. Ganz sicher war sich etwa
jeder zweite EG-Bürger (51%); für
26% war es sehr wahrscheinlich.
Nach diesen Ergebnissen kann in
Italien, in den Niederlanden und in
Frankreich mit einer sehr hohen
Wahlbeteiligung gerechnet werden.

Am wenigsten beteiligen werden
sich Belgier und Dänen. Auch in der
Bundesrepublik Deutschalnd (72%)
liegt der ermittelte Anteil noch
deutlich unter dem Durchschnitt.

Im Zeitraum Frühjahr 1977 bis
Frühjahr 1978 ist in der gesamten
EG die Wahlbereitschaft gering-
fügig gestiegen.

Auch für die Bundesrepublik
Deutschland kann eine Verbesse-

13



rung registriert werden: Von 64%
stieg die „potentielle Wahlbeteili-
gung" auf 72%. Berücksichtigt man
nur diejenigen, die sich schon ganz
sicher sind, daß sie zur Wahl ge-
hen, dann zeichnet sich auch für
Frankreich, Luxemburg und Holland
eine positive Entwicklung ab.

Eine positive Auswirkung auf die
Wahlbeteiligung der ersten Direkt-
wahl des Europäischen Parlaments
kann man von der Tatsache erwar-
ten, daß gerade Meinungsführer in
besonderem Maße entschlossen
sind, zur Wahlurne zu gehen. Dies
dürfte mehr oder weniger große
Teile der noch unschlüssigen Wäh-
ler im Sinne einer Stimmabgabe be-
einflussen.

An den Ergebnissen fällt beson-
ders auf, daß die Bereitschaft, sich
an der Wahl zu beteiligen, sehr
stark von der Einstellung zur Euro-
päischen Gemeinschaft abhängt:
Die Bürger, die der EG positiv ge-
genüberstehen, sind viel häufiger
bereit, ihre Stimme am Wahltag ab-
zugeben.

Zuku nftserwa rtungen

Über die weitere Zukunft der
Europäischen Gemeinschaft gibt es
verschiedene Meinungen. So wird
einmal angenommen, die EG brau-
che nicht nur ein direktgewähltes
Parlament, sondern auch eine
surpranationale Regierung, die in
wichtigen Bereichen das letzte
Sagen hat. Zum anderen wird die
Auffassung vertreten, die Regierun-
gen in den einzelnen Ländern soll-
ten das letzte Wort haben.

Wie denken die Europäer dar-
über?

Insgesamt befürworten sie mit
je 41% beide Möglichkeiten; also
kein klares Resultat. Weitere 18%
nehmen zu dieser Frage keine Stel-
lung.

Die länderspezifischen Ergeb-
nisse zeigen deutliche Unterschie-
de: Italiener (57% : 29%) und - in
geringerem Maße — Franzosen (45%
: 34%) befürworten die „große"
supranationale Lösung.

Dagegen entscheidet sich die
Bevölkerung Dänemarks (16% :
65%), Irlands (18% : 68%) und Eng-
lands (28% : 56%) eindeutig für den
Verbleib der Kompetenzen bei den
nationalen Regierungen.

Ein in dieser Frage eher gespal-
tenes Meinungsbild ist in Belgien,

Deutschland, Luxemburg und in den
Niederlanden zu konstatieren.

In Deutschland stehen sich die
Meinungen mit 40%: 40% gleich
stark gegenüber.

In diesem Zusammenhang ist es
interessant zu sehen, was die euro-
päische Bevölkerung von den zu-
künftigen direktgewählten Abgeord-
neten des Europäischen Parlaments
erwartet. Soll ein Abgeordneter
europäische Interessen wahren
oder sollte er immer die Interessen
des eigenen Landes vertreten?

In dieser Frage gehen in Europa
die Meinungen ebenfalls ausein-
ander: 43% stimmen für die Vertre-
tung gesamteuropäischer Interes-
sen, 43% befürworten die nationale
Haltung.

Das war nicht immer so: Im
Herbst 1977 entschieden sich 48%
für die Vertretung europäischer
Interessen, und 41% äußerten sich
im nationalen Sinne.

Wie sieht es in den Ländern aus?
Das Ergebnis zeigt ähnliche

Muster wie bei der vorangegange-
nen Fragestellung. Die Einwohner
Belgiens, Dänemarks, Irlands und
Englands tendieren eher dazu, von
einem Parlamentarier im Euro-Par-
lament die Interessenvertretung
des eigenen Landes zu erwarten.

Deutsche, Franzosen und Nieder-
länder betonen eher den suprana-
tionalen Gedanken, und Italiener
und Luxemburger sind unentschie-
den.

Die größte Unsicherheit bei die-
ser Frage zeigt sich in der Bundes-
republik Deutschland: hier ist die
größte Zahl an Unentschiedenen
festzustellen.

Bürger Europas

Man muß sich fragen, ob die Mög-
lichkeit, das Europäische Parlament
direkt zu wählen, das Gefühl der
Menschen in den Ländern verstärkt,
„Bürger Europas" zu sein.

In der gesamten EG meinen 46%
der Befragten, daß dies der Fall ist.
Eine widersprechende Ansicht ver-
treten aber immerhin noch 34%. In
Irland, Italien, Luxemburg und in
Großbritannien wird die optimisti-
sche Auffassung öfter vertreten als
im Durchschnitt.

Deutsche und Franzosen liegen
mit ihrem Urteil nahe am Mittelwert,
während Belgier, Dänen und Nie-
derländer das ganze eher pessi-
mistisch berachten.

Meinungsführer in der EG und
ganz besonders in der Bundesre-
publik Deutschland glauben viel
stärker daran, daß man sich nach
den Direktwahlen als Bürger Euro-
pas fühlt.

Daten von Ende 1977 zeigen, daß
die Verbundenheit mit der Europä-
ischen Gemeinschaft in den einzel-
nen Ländern stark unterschiedlich
ausgeprägt ist. So gaben europa-
weit 45% der Bürger an, ein Schei-
tern der Gemeinschaft würden sie
sehr bedauern. Dieser Gruppe
standen 32% gegenüber, denen es
gleichgültig wäre, wenn die EG
scheitern würde. 12% wären sogar
erleichtert.

In der Bundesrepublik Deutsch-
land sind es immerhin 53%, die
mit Bedauern eine Auflösung der
EG zur Kenntnis nähmen. Nur in
Luxemburg und in den Niederlan-
den sind es noch mehr.

Eine überdurchschnittliche Gleich-
gültigkeit ist in Frankreich und
Italien festzustellen. Dagegen sind
Dänemark und Großbritannien die
Länder, in denen ein großer Teil
der Bürger (34% bzw. 36%) er-
leichtert wäre, würde die Gemein-
schaft scheitern.

Ergebnis

Eine leichte Europamüdigkeit in
der Gemeinschaft der Neun ist zur
Zeit zu vermelden. Dennoch domi-
niert in allen Mitgliedstaaten ganz
eindeutig die positive Beurteilung
der Direktwahl zum Europäischen
Parlament. Dabei ist sich der Euro-
Bürger aber nicht ganz sicher, ob
er diesem positiven Ereignis eine
große oder weniger große Bedeu-
tung beimessen soll. Teilweise ist
auch Gleichgültigkeit zu beobach-
ten.

Wie dem aber auch immer sei,
ein sehr großer Teil der wahlbe-
rechtigten Bevölkerung wird im
Juni 1979 zu den Wahlurnen gehen.
Der bis dahin geführte Wahlkampf
wird zur weiteren Aufklärung und
Mobilisierung beitragen. Mit wel-
chen Argumenten die Parteien ihren
Wahlkampf auch führen mögen, daß
Europa eine gute Sache ist, wird —
zumindest in der Bundesrepublik
Deutschland - von keiner Partei
bezweifelt.

Und eine positive Stimmung für
Europa führt, wie wir gesehen
haben, zu einer vermehrten Wahl-
bereitschaft.
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Kurz notiert

Gnadauer Verband gründet
Pädagogischen Arbeitskreis

Frankfurt: Christliche Alternativen
im Bereich von Erziehung und
Unterricht sowie Orientierungshil-
fen für Eltern und Lehrer will ein
jetzt in Frankfurt gegründeter
Pädagogischer Arbeitskreis der
Vereinigung Landeskirchlicher Ge-
meinschaften (Gnadauer Verband)
entwickeln und anbieten. Wie der
Präses des Verbandes und zu-
gleich Vorsitzende des Arbeitskrei-
ses, Pfarrer Kurt Heimbucher,
Nürnberg, in diesen Tagen äußerte,
müßten die Evangelikaien ange-
sichts der großen Krise der Päda-
gogik ihren Einfluß in Schule und
Erziehung wieder zurückgewinnen.
Die Gründung des Arbeitskreises
sei ein erstes positives Zeichen,
daß die Gemeinschaftsbewegung
die Pädagogik wiederentdeckt
habe, mit der sich ihre Väter wie
August Herrmann Francke (1663-
1727) in Halle und Nikolaus Ludwig
von Zinzendorf (1700-1760) in
Herrnhut so intensiv beschäftigt
hätten.

Der Arbeitskreis, dem außer
Heimbucher sieben Pädagogen an-
gehören, will auch eine Schriften-
reihe herausgeben und Tagungen
durchführen. Die Bildung von Re-
gionalkreisen auf Länder- und
Kreisebene ist vorgesehen. Der
Kontakt zu den „Hunderten von
Pädagogen" im Gnadauer Verband
soll ebenso gesucht werden wie zu
Schulen, Universitäten, kirchlichen
Institutionen, Lehrerverbänden und
den Studentenorganisationen SMD
(Studentenmission in Deutschland)
und Campus für Christus. Die Gna-
dauer Pfingstkonferenz vom 7. bis
10. Juni in Siegen will sich unter
dem Thema „glauben — lehren —
erziehen" mit pädagogischen The-
men befassen.

Wölber: Jugendreligionen sind
„Symptom unserer Zivilisation"

Hamburg: Die sogenannten Ju-
gendreligionen sind „ein Symptom
unserer Zivilisation", das „Ergebnis
einer religiös nicht mehr orientier-
ten, sondern indifferenten Gesell-

schaft, einer Gesellschaft zuneh-
mender Anonymität". Diese Ansicht
vertrat jetzt der Bischof des Spren-
gels Hamburg in der Nordeibischen
Evangelisch-Lutherischen Kirche,
D. Dr. Hans-Otto Wölber, in einem
Rundbrief an alle Hamburger Geist-
lichen. Es müsse nachdenklich stim-
men, wenn „unsere ziemlich per-
fekte Welt" mit ihren technischen
und sozialen Leistungen und den
weitgespannten Möglichkeiten sol-
che pseudoreligiösen Erscheinun-
gen hervorbringe. Das Vorhanden-
sein der Jugendreligionen lasse ein
Defizit von „seelischen Erfahrun-
gen" vermuten. Daher sei, so der
Bischof, mit einer „zunehmenden
religiösen Subkultur" zu rechnen,
wenn es nicht gelinge, eine Antwort
auf die gegenwärtige Lage zu fin-
den. Für falsch hielt es Wölber, die
Jugendreligionen „durch öffentliche
Diskriminierung abzudrängen".
Oberhaupt könne die Antwort nicht
in einzelnen Maßnahmen liegen.
„Die religiöse Dimension unseres
Lebens, nach der offenbar — wenn
auch irregeführt — ein Teil der jun-
gen Generation sucht, muß in ge-
wissem Grade von uns selbst neu
verwirklicht und in unserer Gesell-
schaft vertreten werden", meinte
der Bischof. Er forderte die Geist-
lichen seines Sprengeis zur „ent-
schiedenen Auseinandersetzung"
mit der „herrschenden rational
pragmatischen Weltvorstellung"
und zu „gelebter Frömmigkeit" auf.
Es gelte, dem Bedürfnis nach Ver-
bindlichkeit und verläßlichen Wer-
ten entgegenzukommen. „Viel-
leicht ist es die Meisterleistung der
Kirche heute, Autorität zu sein, um
Freiheit zu vermitteln, und frei zu
sein, um Autorität zu üben", heißt
es in dem Rundbrief.

Prises Immer gibt 1981 sein Amt ab

Bad Neuenahr: Der Präses der
Evangelischen Kirche im Rheinland,
Lic. Karl Immer (62), wird 1981 aus
seinem Amt ausscheiden. Vor der
in Bad Neuenahr tagenden Landes-
synode sagte Immer, er habe nicht
die Absicht, sich zu der dann tur-
nusmäßig anstehenden Neuwahl
des Präses als Kandidat aufstellen
zu lassen.

Mini-Bibel für 85 Pfennig

Stuttgart: Eine „Mini-Bibel" mit
weniger als 100 Seiten hat die Deut-
sche Bibelstiftung in Stuttgart in
einer Auflage von 100000 Exempla-
ren herausgebracht. Das Taschen-
buch mit dem Titel „Bibel kurzge-
faßt" enthält auf 96 Seiten eine
knappe Auswahl zentraler Stücke
des Neuen Testaments und Kern-
worte des Alten Testaments in der
revidierten Luther-Übersetzung. Die
Kleinbibel kostet 85 Pfennig, wird
jedoch direkt vom Verlag nur zehn-
stückweise abgegeben. Die Heraus-
geber möchten durch die knappe
Zusammenstellung „blasse Erinne-
rungen aus Elternhaus, Unterricht
und Umgangssprache" auffrischen
und Lust zum Lesen der ganzen
Bibel wecken.

1980 besonderes Gewicht auf
„Ruf zum Glauben" legen

Stuttgart: Der Regionalausschuß
Württemberg des „Missionarischen
Jahres 1980" bittet die Pfarrer In
der württembergischen Landeskir-
che, in allen Veranstaltungen des
nächsten Jahres „ein besonderes
Gewicht auf den Ruf zum Glauben
an Jesus Christus und in seine
Nachfolge zu legen". In einem jetzt
an Pfarrer, La i en Vorsitze n de und
Mitarbeiter versandten Brief wird
betont, daß die Initiative für Aktio-
nen innerhalb des Missionarischen
Jahres „von Bezirken und Ortsge-
meinden ausgehen" solle.

Zur „Einführung in die Aufgaben
des Missionarischen Jahres und zur
Vermittlung von Anregungen" wer-
den drei Tagungen für Pfarrer und
Mitarbeiter im Februar, März und
Mai angeboten. Außerdem wird auf
einen Evangelisationskongreß vom
8. bis 11. April in Stuttgart hinge-
wiesen. Darüber hinaus will eine
Gruppe des Regionalausschusses
für 1980 eine evangelische Zeitung
herausgeben, die allen Gemeinden
als Verteilschrift zur Verfügung ste-
hen soll. Vorsitzender des Regional-
ausschusses ist Oberkirchenrat
Theo Sorg, Stuttgart.
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Aus den Tagungsprogrammen der Akademien

Evangelische Akademie
Arnoldshain
6384 Schnitten 1

21. bis 23. Februar 1979
„Dünnhäuter und Dickhäuter"
— Ober Beziehungen im Erzie-
hungsalltag. Eine Tagung für Er-
zieher, Kinderpflegerinnen, Kinder-
gärtnerinnen und Kindergartenlei-
terinnen.

4. bis 9. März 1979
Hat China die Kirche überholt?
- Ist China für die Kirche eine Her-
ausforderung?
— Was sind die Antworten der
Kirche?
— Tagung der Pfarrer, Religions-
lehrer und China-Interessenten. In
Zusammenarbeit mit dem Amt für
Mission und Ökumene

Evangelische Akademie Tutzlng
Schloß,
8132 Tutzing am Starnberger See

2. bis 4. März 1979
Die Stadt als Geschichtsraum —
Kulturelles Erbe und Bürgerinte-
resse — Forum für junge Erwach-
sene

9. bis 11. März 1979
Müssen Wahlkämpfe so sein?
— Tagung des Politischen Clubs

Evangelische Akademie Loccum
3056 Rehburg-Loccum 2

16. bis 18. Februar 1979
Sport für geistig Behinderte
— Tagung zur Förderung von An-
geboten für geistig Behinderte in
örtlichen Sportvereinen —
Die Tagung wird erste praktische
Erfahrungen aus der Arbeit mit gei-
stig behinderten Kindern in örtli-
chen Sportvereinen vorstellen und

zur Diskussion entsprechender
Theorieansätze einladen.

2. bis 4. März 1979
Die Region als Chance
— Loccumer europapolitische Ta-
gung 1979. Die Zusammenschau
von Region und europäischer Ge-
meinschaft ermöglicht unter Um-
ständen die Popularisierung des
Europagedankens

Evangelische Akademie
von Kurhessen-Waldeck
Schlößchen Schönburg,
Postfach 1205, 3520 Hofgelsmar

2. bis 4. März 1979
Orientierungsstufe - Pädagogische
Begründungen — Erfahrungen in den
Bundesländern-Didaktische Struk-
tur — Bildungspolitische Aspekte.

16. bis 18. März 1979
Luther und Müntzer - Kronzeuge
oder Sündenbock?
Vom Umgang des Protestantismus
mit seiner Geschichte — Protestan-
tische Identität

Evangelische Akademie
7325 Bad Boll

16. bis 18. Februar 1979
Mensche n rechte im unabhängigen
Afrika
— Informations- und Arbeitstagung
über Ursachen und Erscheinungs-
formen von Menschenrechtsverlet-
zungen in Afrika am Beispiel von
Länderstudien

23. bis 25. Februar 1979
Christen im Widerstand
— Die Bedeutung Dietrich Bonhoef-
fers für die Widerstandsbewegung
im Dritten Reich und für die Chri-
sten in der Ökumene (mit Prof.
Klemens von Klemperer, North-

hampton/USA, Prof. Dr. Eberhard
Bethge, Bonn und Dr. Julio de
Santa Ana, Weltrat der Kirchen,
Genf)

Evangelische Akademie Nordelblen,
Tagungsstätte Bad Segeberg
Marienstraße 31,
2360 Bad Segeberg

23. bis 25. Februar 1979
Studienstufe: Anspruch und Wirk-
lichkeit —
Eingeladen sind Schüler, Lehrer
und Eltern (hier vor allem die
Eltern vertrete r von Studienstufen-
Jahrgängen)

Evangelische Akademie Oldenburg
Heimvolkshochschule,
Mühlenstraße 126,
2902 Rastede-Hankhausen

28. Februar bis 2. März 1979
Arbeitstagung für Kommunalpoli-
tiker

17. bis 18. März 1979
Wirtschaftswachstum — Energiever-
brauch — Beschäftigung - Unter
besonderer Berücksichtigung der
Kernenergie

Evangelische Akademie der Pfalz
Große Himmelsgasse 6,
6720 Speyer

5. bis 8. März 1979
(Haus Mühlberg)
Evangelium vor Klassenbarrieren
— Theolog. Studientagung mit dem
Ev. Bund und dem Pfarramt für
Fortbildung

14. und 15. März 1979
(Haus Mühlberg)
Tagung der Gemeinsamen Kom-
mission für ökum. Fragen im Bistum
Speyer und in der Prot. Landes-
kirche
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